
2. Die Italienische Republik trägt die Kosten. 

( 1 ) ABl. C 226 vom 30.7.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 4. Juli 2013 
(Vorabentscheidungsersuchen der Rechtbank van eerste 
aanleg te Antwerpen — Belgien) — Argenta Spaarbank 

NV/Belgische Staat 

(Rechtssache C-350/11) ( 1 ) 

(Steuerrecht — Körperschaftsteuer — Abzug für Risikokapi­
tal — Fiktive Zinsen — Einschränkung der Abzugsmöglich­
keit für Gesellschaften, die über Betriebsstätten im Ausland 
verfügen, die Einkünfte erzielen, die aufgrund eines Abkom­
mens zur Vermeidung der Doppelbesteuerung von der Steuer 

befreit sind) 

(2013/C 245/04) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Rechtbank van eerste aanleg te Antwerpen 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Argenta Spaarbank NV 

Beklagter: Belgische Staat 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Rechtbank van eerste aanleg te 
Antwerpen — Auslegung von Art. 49 AEUV — Steuerrecht — 
Körperschaftsteuer — Abzug für Risikokapital („fiktive Zinsen“) 
— Verringerung des abzugsfähigen Betrags bei einer Gesellschaft 
mit Niederlassungen im Ausland, deren Einkünfte aufgrund von 
Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung von der 
Steuer befreit sind 

Tenor 

Art. 49 AEUV ist dahin auszulegen, dass er einer nationalen Rege­
lung entgegensteht, wonach bei der Berechnung des Abzugs, der einer 
in einem Mitgliedstaat unbeschränkt steuerpflichtigen Gesellschaft ge­
währt wird, der Nettowert der Aktiva einer in einem anderen Mit­
gliedstaat gelegenen Betriebsstätte nicht berücksichtigt wird, wenn die 
Gewinne dieser Betriebsstätte im ersten Mitgliedstaat gemäß einem 
Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung nicht steuerpflich­
tig sind, wohingegen die Aktiva, die einer in diesem ersten Mitglied­
staat gelegenen Betriebsstätte zugeordnet sind, für diesen Abzug be­
rücksichtigt werden. 

( 1 ) ABl. C 282 vom 24.9.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Zehnte Kammer) vom 4. Juli 2013 
(Vorabentscheidungsersuchen des Tribunale Amministra­
tivo Regionale per il Piemonte — Italien) — Fastweb SpA/ 

Azienda Sanitaria Locale di Alessandria 

(Rechtssache C-100/12) ( 1 ) 

(Öffentliche Aufträge — Richtlinie 89/665/EWG — Vergabe­
rechtliche Nachprüfungsverfahren — Klage eines Bieters, des­
sen Angebot abgelehnt worden ist, gegen eine Entscheidung 
über die Vergabe eines öffentlichen Auftrags — Klage, die 
darauf gestützt wird, dass das ausgewählte Angebot nicht 
den technischen Anforderungen der Ausschreibung entspreche 
— Widerklage des erfolgreichen Bieters, die darauf gestützt 
wird, dass im Angebot des klagenden Bieters bestimmte tech­
nische Anforderungen des Auftrags nicht beachtet worden 
seien — Zwei Angebote, die beide nicht den technischen An­
forderungen der Ausschreibung entsprechen — Nationale 
Rechtsprechung, nach der zunächst die Widerklage zu prüfen 
und im Fall ihrer Begründetheit die Klage ohne Sachprüfung 
für unzulässig zu erklären ist — Vereinbarkeit mit dem 

Unionsrecht) 

(2013/C 245/05) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunale Amministrativo Regionale per il Piemonte 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Fastweb SpA 

Beklagte: Azienda Sanitaria Locale di Alessandria 

Beteiligte: Telecom Italia SpA, Path-Net SpA 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Tribunale amministrativo regio­
nale per il Piemonte — Auslegung der Richtlinie 89/665/EWG 
des Rates vom 21. Dezember 1989 zur Koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Anwendung der 
Nachprüfungsverfahren im Rahmen der Vergabe öffentlicher 
Liefer- und Bauaufträge (ABl. L 395, S. 33) in der durch die 
Richtlinie 2007/66/EG (ABl. L 335, S. 31) geänderten Fassung 
— Grundsätze der Gleichbehandlung, der Nichtdiskriminierung 
und des Schutzes des Wettbewerbs — In der nationalen Recht­
sprechung herausgebildete Regel, nach der die nationalen Ge­
richte, bei denen eine Klage auf Nichtigerklärung der Vergabe 
des öffentlichen Auftrags und eine Widerklage, mit der die Teil­
nahme des nichtberücksichtigten Bieters und Klägers am Ver­
gabeverfahren angefochten wird, erhoben wurden, nur dann 
über die Begründetheit der Klage entscheiden kann, wenn die 
Widerklage unbegründet ist — Nichtoffene Ausschreibung mit 
nur zwei Bietern, die zudem keine zulässigen Angebote abge­
geben haben
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Tenor 

Art. 1 Abs. 3 der Richtlinie 89/665 EWG des Rates vom 
21. Dezember 1989 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungs­
vorschriften für die Anwendung der Nachprüfungsverfahren im Rah­
men der Vergabe öffentlicher Liefer- und Bauaufträge, in der durch die 
Richtlinie 2007/66/EG des Parlaments und des Rates vom 11. De­
zember 2007 geänderten Fassung ist dahin auszulegen, dass er, wenn 
im Rahmen eines Nachprüfungsverfahrens der erfolgreiche Bieter, dem 
der Auftrag erteilt wurde und der Widerklage erhoben hat, eine auf die 
fehlende Klagebefugnis des klagenden Bieters gestützte Einrede der 
Unzulässigkeit geltend macht, weil dessen Angebot wegen seiner 
Nichtübereinstimmung mit den in den Verdingungsunterlagen fest­
gelegten technischen Anforderungen vom öffentlichen Auftraggeber 
hätte zurückgewiesen werden müssen, dem entgegensteht, dass die 
Klage nach der Vorabprüfung dieser Unzulässigkeitseinrede für un­
zulässig erklärt wird, ohne dass darüber entschieden wird, ob das 
Angebot des erfolgreichen Bieters, dem der Auftrag erteilt wurde, 
und dasjenige des Bieters, der Klage erhoben hat, den technischen 
Anforderungen entsprechen. 

( 1 ) ABl. C 151 vom 26.5.2012. 

Urteil des Gerichtshofs (Fünfte Kammer) vom 4. Juli 2013 
(Vorabentscheidungsersuchen des Tribunale di La Spezia 
— Italien) — Simone Gardella/Istituto nazionale della 

previdenza sociale (INPS) 

(Rechtssache C-233/12) ( 1 ) 

(Übertragung der in einem Mitgliedstaat erworbenen Ruhe­
gehaltsansprüche — Art. 45 AEUV und 48 AEUV — Natio­
nale Regelung, die das Recht auf Übertragung des Kapital­
werts der bei einem nationalen Träger der sozialen Sicherheit 
erworbenen Ruhegehaltsansprüche auf eine internationale Or­
ganisation mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat nicht 

vorsieht — Zusammenrechnungsregel) 

(2013/C 245/06) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunale di La Spezia 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Simone Gardella 

Beklagter: Istituto nazionale della previdenza sociale (INPS) 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Tribunale Civile della Spezia — 
Auslegung der Art. 20, 45, 48 und 145 bis 147 AEUV sowie 
von Art. 15 der Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union — Übertragung der in verschiedenen Mitgliedstaaten er­
worbenen Rentenansprüche — Bediensteter einer internationa­
len Organisation mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat — 

Nationale Regelung, die nicht das Recht auf Übertragung der 
an einen nationalen Träger der sozialen Sicherheit geleisteten 
Rentenbeiträge vorsieht — Weigerung des betreffenden Trägers 
der sozialen Sicherheit, ein Abkommen zu schließen, das eine 
solche Übertragung ermöglicht 

Tenor 

Die Art. 45 AEUV und 48 AEUV sind dahin auszulegen, dass sie 
einer Regelung eines Mitgliedstaats nicht entgegenstehen, die es seinen 
Staatsangehörigen, die in einer internationalen Organisation wie dem 
Europäischen Patentamt mit Sitz im Hoheitsgebiet eines anderen Mit­
gliedstaats beschäftigt sind, nicht gestattet, den Kapitalwert der zuvor 
im Hoheitsgebiet ihres Herkunftsmitgliedstaats erworbenen Ruhe­
gehaltsansprüche auf das Versorgungssystem dieser Organisation zu 
übertragen, wenn zwischen diesem Mitgliedstaat und der internationa­
len Organisation kein Abkommen geschlossen wurde, das die Möglich­
keit dieser Übertragung vorsieht. 

Falls der Mechanismus der Übertragung des Kapitalwerts der zuvor in 
einem Mitgliedstaat erworbenen Ruhegehaltsansprüche auf das Ver­
sorgungssystem eines neuen Arbeitgebers in einem anderen Mitglied­
staat nicht zur Anwendung kommen kann, ist Art. 45 AEUV dahin 
auszulegen, dass er einer Regelung eines Mitgliedstaats entgegensteht, 
die es nicht ermöglicht, die Beschäftigungszeiten, die ein Bürger der 
Europäischen Union bei einer internationalen Organisation wie dem 
Europäischen Patentamt mit Sitz im Hoheitsgebiet eines anderen Mit­
gliedstaats zurückgelegt hat, im Hinblick auf die Erlangung eines 
Altersversorgungsanspruchs zu berücksichtigen. 

( 1 ) ABl. C 217 vom 21.7.2012. 

Rechtsmittel der Peek & Cloppenburg KG gegen das Urteil 
des Gerichts (Fünfte Kammer) vom 18. April 2013 in der 
Rechtssache T-506/11, Peek & Cloppenburg KG gegen 
Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (Marken, 

Muster und Modelle), eingelegt am 17. Juni 2013 

(Rechtssache C-325/13 P) 

(2013/C 245/07) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführerin: Peek & Cloppenburg KG (Düsseldorf, 
Deutschland) (Prozessbevollmächtigter: P. Lange, Rechtsanwalt) 

Andere Verfahrensbeteiligte: Harmonisierungsamt für den Binnen­
markt (Marken, Muster und Modelle), Peek & Cloppenburg KG 
(Hamburg, Deutschland) 

Anträge 

Die Rechtsmittelführerin beantragt, 

— das Urteil des Gerichts der Europäischen Union vom 
18. April 2013 in der Rechtssache T-506/11 aufzuheben;
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